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—Waswollen die
Jungsozialisten mit ihrer
Volksinitiative erreichen?
Sie wollen eine nationale Erb-
schaftssteuer einführen. Die-
se würde nur sehr grosse Ver-
mögen belasten und das Geld
zweckgebunden für den Klima-
schutz einsetzen. Offiziell heisst
die Juso-Forderung: Volksiniti-
ative für eine soziale Klimapoli-
tik – steuerlich gerecht finanziert.

—Werwäre betroffen?
Die Initiative sieht einen Frei-
betrag von 50 Millionen Fran-
ken vor. Vermögen unter die-
ser Freigrenze blieben steuerfrei.
Bei grösseren Erbschaften wür-
de nur der Teil, der diese Gren-
ze übersteigt besteuert. Beispiel:
Hinterlässt jemand ein Erbe von
60 Millionen Franken, wären
10 Millionen steuerpflichtig.

—Wie hochwäre die Steuer?
Die Initiative sieht einen Steuer
satz von 50 Prozent auf jenem
Teil des Vermögens vor, der den

Freibetragübersteigt. In unserem
Beispiel würde also eine Erb-
schaftssteuer von 5 Millionen
Franken fällig.

—Wozu sollen die Einnahmen
aus der Steuer verwendet
werden?
Sie müssten vollständig in Kli-
maprojekte investiert werden –
etwa in den Ausbau erneuer
barer Energien oder jenen von
Gebäudesanierungen.

—Warumwollen die Juso
eine Erbschaftssteuer nur
für Superreiche?
Laut den Juso «zeigen immer
mehrStudien», dass «die Reichs-
ten mit ihren klimaschädlichen
Investitionen und ihrem Kon-
sumverhalten enorm zurKlima-
zerstörung beitragen».

—Wie gross wäre das
erwartete Steueraufkommen?
Eine Studie imAuftrag des Bun-
des schätzt, dass die jährlichen
Erbschaften aus Vermögen über
50 Millionen Franken zwischen
5,1 und 9,9 Milliarden Franken
liegen.Daraus ergäbe sich theore-

tisch ein Steuerertrag von 2,5 bis
5 Milliarden Franken pro Jahr.
Die Studie geht jedoch davon aus,
dass unter dem Strich viel weni-
ger Steuern anfallen oder gar ein
Verlust resultieren könnte.

—Warum könnte unter dem
Strich ein Verlust resultieren?
Die Studie geht davon aus, dass
viele Superreicheversuchenwür-
den, die Abgabe zu umgehen –
etwa durch Auswanderung. So
entgingen dem Bund auch Ein-
kommens- undVermögenssteu-
ern.Unter demStrich rechnet die
Studie im besten Fall mit Mehr-
einnahmenvon rund 0,3Milliar-
den Franken – im schlechtesten
Fall sogar mit einem Nettover-
lust von 0,7 Milliarden Franken.

—Würden Erbschaften
von pauschalbesteuerten
Ausländern auch besteuert?
Das ist umstritten. Pauschalbe-
steuerteAusländer zahlen in der
Schweiz keine regulären Steuern.
Siewerden auf derBasis derAus-
gaben besteuert. Ihreweltweiten
Vermögen kennen die Steuerver-
waltungen in der Schweiz nicht.

Ob diese Vermögen bei einer
Annahme der Initiative im Erb-
fall besteuert würden, ist nicht
abschliessend geklärt. In der
Bundesstudie sind dieVermögen
der pauschalbesteuerten Mul-
timillionäre gar nicht berück-
sichtigt. Einige Rechtsexperten
gehen jedoch davon aus, dass
deren Erbschaften auch betrof-
fen wären.

—Was sagen die Gegner?
Sie warnen vor einer Abwande-
rung von Vermögenden, einem
Angriff auf das Schweizer Er-
folgsmodell. Die Gegnerwarnen
ausserdem davor, dass gesunde
Schweizer Unternehmen nach
demTod des Besitzers zerschla-
gen und ins Ausland verkauft
werdenmüssten,weil die Nach-
kommen die Erbschaftssteuer
sonst nicht bezahlen könnten.

—Warum gab die Initiative
schon über ein Jahr vor der
Abstimmung so viel zu reden?
Kritiker warnten früh, dass Su-
perreiche – darunter auch
Unternehmer – die Schweiz
noch vor der Abstimmung ver-

lassen könnten. Der Grund: Die
Initiative enthält eine Bestim-
mung, die so verstandenwerden
kann, dass ein spätererWegzug
nichts mehr nützt. Wer unmit-
telbar nach derAbstimmung ins
Ausland zieht, könnte nachträg-
lichmit einerWegzugssteuer be-
legtwerden, sodass die Steuer in
einem späteren Erbfall sicher-
gestellt ist.

—Wie positionieren sich
die Parteien?
Die SP und die Grünen unter-
stützen die Vorlage, wenn auch
nicht vorbehaltlos. Bürgerliche
Parteienwie FDP,Mitte und SVP
bekämpfen sie geschlossen.

—Was sagt der Bundesrat?
ErlehntdieInitiativeabundwarnt
vor negativen Folgen für das
Land.

—Welche Chancen hat
die Initiative an der Urne?
ErsteUmfragen zeigen eine deut-
liche Skepsis. Viele teilen zwar
die Klimaziele, zweifeln aber an
der Eignung einer solchen Erb-
schaftssteuer als Instrument.

Bitten Juso Superreiche zur Kasse? Die
wichtigsten Fragen zur Erbschaftssteuer
Abstimmung vom 30. November Die Jungsozialisten fordern eine nationale Erbschaftssteuer für Vermögen über
50 Millionen Franken – zugunsten des Klimaschutzes. Gegner warnen vor Abwanderung und Steuerausfällen.


